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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Binnenschiffahrtsaufgabengesetzes 

A. Problem 

Die Bundesrepublik Deutschland hat bilaterale Binnenschiffahrts-
abkommen mit den Donauanliegerstaaten (ausgenommen Kroa-
tien) und Polen abgeschlossen. Entsprechend diesen Abkommen 
(ausgenommen Österreich) haben die Vertragsparteien für den 
Wechselverkehr Mindest-/Höchstfrachten sowie die Nebenbedin-
gungen zu vereinbaren. Nach den Einführungsgesetzen zu den 
Abkommen ist der Bundesminister für Verkehr ermächtigt, diese 
Vereinbarungen durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. Ver-
stöße dagegen können durch die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
als Ordnungswidrigkeiten verfolgt werden. 

Für die Überwachung der Einhaltung der durch Rechtsverordnung 
festgesetzten Mindest-/Höchstfrachten und Nebenbedingungen 
für den Wechselverkehr ist es erforderlich, daß die am Beförde-
rungsvertrag Beteiligten verpflichtet sind, Frachtunterlagen vorzu-
legen und das Betreten von Geschäftsräumen zwecks Prüfung der 
Unterlagen zu dulden. 

B. Lösung 

Es soll für den Wechselverkehr nach den o. g. bilateralen Verträgen 
auf die Regelungen der am 1. Januar 1994 außer Kraft tretenden 
§§. 31 a und 31 b Binnenschiffsverkehrsgesetz zurückgegriffen und 
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in das Binnenschiffahrtsaufgabengesetz übernommen werden. Die 
vorgenannten Regelungen haben sich in der Vergangenheit als 
praktikabel erwiesen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Das Gesetz zur Änderung des Binnenschiffahrtsaufgabengesetzes 
hat wegen des Personal- und Sachaufwandes bei der Erfüllung der 
Überwachungsaufgaben geringfügige Auswirkungen auf den 
Haushalt des Bundes. Diese sind jedoch nach Sinn und Zweck des 
Gesetzes sowie unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
vertretbar. 

Auswirkungen auf Einzelpreise, Preisniveau und Verbraucher-
preisniveau sind nicht zu erwarten. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Binnenschiffahrtsaufgabengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Nach § 6 des Binnenschiffahrtsaufgabengesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 9500-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
13. August 1993 (BGBl. I S. 1489), werden folgende 
neue §§ 6 a und 6 b eingefügt: 

„§ 6a 

Überwachungsbefugnis im Rahmen von 
Binnenschiffahrtsabkommen 

(1) Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen überwa-
chen die Einhaltung der aufgrund der Einführungsge-
setze zu den bilateralen Binnenschiffahrtsabkommen 
durch Rechtsverordnung festgesetzten Mindest-/ 
Höchstfrachten und die Nebenbedingungen für den 
Wechselverkehr. Der Bundesminister für Verkehr 
kann die den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
obliegenden Aufgaben durch Rechtsverordnung ei-
ner Wasser- und Schiffahrtsdirektion für den Bezirk 
mehrerer Wasser- und Schiffahrtsdirektionen zuwei-
sen. 

(2) Zur Durchführung ihrer Aufgabe nach Absatz 1 
können die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen oder 
ihre Beauftragten 

1. die erforderlichen Ermittlungen anstellen, auch 
Einsicht in die Bücher und Geschäftspapiere aller 
am Zustandekommen eines Vertrages über eine 
Verkehrsleistung und seiner Durchführung Betei-
ligten nehmen; 

2. von den in Nummer 1 genannten Beteiligten und 
den in deren Geschäftsbetrieb tätigen Personen 
Auskunft über alle Tatsachen verlangen, die für die 
Durchführung der Überwachung von Bedeutung 
sind; die Auskunft ist wahrheitsgemäß nach bestem 
Wissen und Gewissen zu erteilen; der zur Erteilung 
einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 

der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehöri-
gen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten aussetzen würde; 

3. Grundstücke und Räume der in Nummer 1 genann-
ten Beteiligten betreten, um an Ort und Stelle 
innerhalb der üblichen Geschäfts- und Arbeits-
stunden Ermittlungen durchzuführen; die in Num-
mer 2 genannten Personen haben ihnen jede Aus-
kunft und Nachweisung zu erteilen, deren sie 
bedürfen; das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgeset-
zes) wird insoweit eingeschränkt; 

4. auch außerhalb der Geschäftsräume der Beteilig-
ten, insbesondere auf den Bundeswasserstraßen, in 
Häfen, auf Lade- und Löschplätzen Ladung und 
Begleitpapiere prüfen.  
(3) Die in Absatz 2 Nr. 1 genannten und die in deren 

Geschäftsbereich tätigen Personen haben den Was-
ser- und Schiffahrtsdirektionen oder ihren Beauftrag-
ten bei der Durchführung der Überwachungsmaßnah-
men die erforderlichen Hilfsmittel zu stellen und die 
nötigen Hilfsdienste zu leisten. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr kann zur Durch-
führung der den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
nach Absatz 1 übertragenen Überwachungsaufgabe 
die erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften erlassen. 

§ 6b 

Verwaltungszwang 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen können die 
Durchführung der im Rahmen ihrer Überwachungs-
aufgaben nach § 6a erforderlichen Verwaltungsmaß-
nahmen nach den für die Durchsetzung von Verwal-
tungsmaßnahmen allgemein geltenden Bestimmun-
gen erzwingen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Bonn, den 8. Dezember 1993 
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Begründung 

A. Allgemein 

Die Bundesrepublik Deutschland hat bilaterale Bin-
nenschiffahrtsabkommen mit den Donauanlieger-
staaten (ausgenommen Kroatien) und Polen abge-
schlossen. Entsprechend diesen Abkommen (ausge-
nommen Österreich) haben die Vertragsparteien für 
den Wechselverkehr Mindest-/Höchstfrachten sowie 
die Nebenbedingungen zu vereinbaren. Nach den 
Einführungsgesetzen zu den Abkommen wird der 
Bundesminister für Verkehr ermächtigt, diese Verein-
barungen durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 
Verstöße dagegen können durch die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen als Ordnungswidrigkeiten ver-
folgt werden. 

Für die Überwachung der Einhaltung der durch 
Rechtsverordnung festgesetzten Mindest-/Höchst-
frachten und Nebenbedingungen für den Wechsel-
verkehr ist es erforderlich, Frachtunterlagen vorzule-
gen und das Betreten von Geschäftsräumen zwecks 
Prüfung zu dulden. 

B. Zu 6a 

Der Text entspricht dem am 1. Januar 1994 außer Kraft 
tretenden § 31 a Binnenschiffsverkehrsgesetz und ist 
eingeschränkt auf die Überwachung der Einhaltung 
der Vereinbarungen über die Mindest-/Höchstfrach-
ten und Nebenbedingungen für den Wechselverkehr 
nach den bilateralen Binnenschiffahrtsabkommen. 








